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Stadt Köln

PFA 1.1: Köln-Mülheim Gbf–Köln-Stammheim

Stadt Dortmund

PFA 6.0: Stadtgrenze Bochum/Dortmund–Dortmund Betriebsbahnhof

Stadt Düsseldorf

PFA 2.0: Düsseldorf-Hellerhof–Düsseldorf-Reisholz
PFA 2.1: Düsseldorf-Reisholz–Düsseldorf Wehrhahn
PFA 3.0: Düsseldorf Wehrhahn–Düsseldorf-Unterrath
PFA 3.0a: Düsseldorf-Unterrath–Düsseldorf-Kalkum
PFA 3.1: Düsseldorf-Kalkum–Düsseldorf-Angermund

Stadt Essen

PFA 5a: Stadtgebiet Essen

Stadt Bochum

PFA 5b: Stadtgebiet Bochum

Stadt Mülheim an der Ruhr

PFA 4.0: Mülheim (Ruhr)-Styrum–Mülheim (Ruhr)-Heißen

Stadt Leverkusen

PFA 1.2: Leverkusen Chempark (ehem. Bayerwerk)–Leverkusen-Küppersteg

Stadt Langenfeld

PFA 1.3: Leverkusen-Rheindorf–Langenfeld-Berghausen

Stadt Duisburg

PFA 3.2: Düsseldorf-Angermund–Duisburg Schlenk
PFA 3.2a: Duisburg Schlenk–Duisburg Hbf
PFA 3.3: Duisburg Hbf–Abzw. Duisburg Kaiserberg

Planfeststellungsabschnitte (PFA) im Kernkorridor des RRX

Das Planfeststellungsverfahren ist ein förmliches Verwal-
tungsverfahren, das im Allgemeinen Eisenbahngesetz vor  -
geschrieben ist. Damit sollen alle rechtlich relevanten 
Aspekte geprüft werden, bevor Baurecht erteilt wird. Dabei 
werden die öff entlichen und privaten Belange gegeneinander 

abgewogen und auch die Einwendungen von Betroff enen 
geprüft. Das Eisenbahn-Bundesamt als zuständige Auf-
sichts- und Genehmigungsbehörde erlässt am Ende der 
Verfahren die Planfeststellungsbeschlüsse. Damit ist 
das Baurecht erteilt.

Rhein-Ruhr-Express (RRX) 

Vom ersten Antrag bis zum Baurecht
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Für jeden Abschnitt wird ein eigenes Planfeststellungsver-
fahren durchgeführt. So bleibt das Verfahren übersichtlich 
und dort, wo ein Planfeststellungsbeschluss (also Baurecht) 
vorliegt, kann schon mit der Bauvorbereitung beziehungs-
weise dem Bau begonnen werden. Teil des Projekts ist außer-
dem das neue Elektronische Stellwerk Düsseldorf, das  
einen Stellwerksbereich von 43 Kilometern Länge umfasst.  
Inzwischen sind die Planfeststellungsverfahren in vielen  
Abschnitten abgeschlossen.

Jedoch vergehen zwischen erteiltem Baurecht und Baube-
ginn mehrere Monate, manchmal Jahre. Diese Zeit wird be-
nötigt, um die Baufreiheit herzustellen und den Bau vorzu-
bereiten. Alle störenden unterirdischen und oberirdischen 
Leitungen werden dann entfernt oder verlegt. Dafür werden 
die Planungen mit den betreffenden Leitungsbetreibern abge-
stimmt, Verträge geschlossen und Anlagen umgebaut, lange 
bevor auch nur ein Meter neues Gleis gebaut wird. Außer-
dem werden oft Tausende von Kampfmittelsondierungen 
durchgeführt und die europaweite Ausschreibung der Bau-
arbeiten durchgeführt.

DB erstellt Unterlagen für den Planfeststellungsantrag

Deutsche Bahn (DB) führt frühe Öffentlichkeitsbeteiligung durch
und arbeitet Ergebnisse in die Planungen ein

(kein behördliches Verfahren)

Eisenbahn-Bundesamt prüft alle Sachverhalte
(Bewertung und Gewichtung der Belange)

Antrag wird beim Eisenbahn-Bundesamt eingereicht
(= Beginn des Verfahrens nach Vollständigkeitsprüfung)

Eisenbahn-Bundesamt erlässt Planfeststellungsbeschluss
(Zustellung und Offenlage* der Unterlagen bei den

vom Vorhaben berührten Gemeinden. 
Zustellung kann bei mehr als 50 Einwendungen durch öffentliche 

Bekanntmachung ersetzt werden.)

Anhörungsverfahren durch das Eisenbahn-Bundesamt
(für Planfeststellungsverfahren mit Einleitung vor dem 6. Dezember 2020

sind die jeweiligen Landesbehörden zuständig)

•  Öffentliche Auslegung* der Unterlagen für einen Monat
 (Beginn der Veränderungssperre)

•  Einreichen von Einwendungen von Privatpersonen und Naturschutzverbänden
 (bis zu drei Monate nach Ablauf der Auslegungsfrist)

•  Stellungnahme von Trägern öffentlicher Belange
 (bis zu drei Monate nach Eingang Benachrichtigungsschreiben)

•  Erwiderungen zu den Einwendungen und Stellungnahmen durch die DB 

•  Erörterungstermin* mit Einwendern, Fachbehörden, Trägern öffentlicher
 Belange (Behörde kann darauf verzichten)

•  Abschließende Stellungnahme der Anhörungsbehörde

* Das Planungssicherstellungsgesetz (PlanSiG) sorgt während der Corona-Pandemie dafür, dass die öffentliche Beteiligung bei 
 Infrastrukturvorhaben digital erfolgen kann, sodass Projekte nicht verzögert werden. Dies gilt bis Ende 2022 auch für alle 
 Bekanntmachungen (Offenlagen und Terminankündigungen).

Dialogveranstaltungen mit den Anwohner:innen und anderen Interessierten 
begleiten das Bauvorhaben von Anfang an. Viele Anregungen gehen in die 
Planung ein.


